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Nicht nur das Berufsrecht entscheidet
Fernbehandlung: Weiterer Handlungsbedarf bei Gesetz- und Normgebern

Im Mai 2018 hatte der 121. Deutsche 
Ärztetag eine Änderung von Para-
graf 7 Absatz 4 der ärztlichen (Mus-
ter-)Berufsordnung beschlossen. 
Nach dieser Vorschrift ist nun die 
ausschließliche Beratung oder Be-
handlung über Kommunikations-
medien im Einzelfall erlaubt, wenn 
dies ärztlich vertretbar ist und die 
erforderliche ärztliche Sorgfalt ins-
besondere durch die Art und Wei-
se der Befunderhebung, Beratung, 
Behandlung sowie Dokumentati-
on gewahrt wird und die Patientin 
oder der Patient auch über die Be-
sonderheiten der ausschließlichen 
Beratung und Behandlung über 
Kommunikationsmedien aufge-
klärt wird. Damit wird das vorhe-
rige strenge Fernbehandlungsver-
bot stark aufgeweicht. Um rechts-
wirksam Fernbehandlung für ge-
setzlich Versicherte anzubieten, 

müssen die einzelnen Landesärz-
tekammern die Vorschrift aller-
dings noch in ihre Berufsordnun-
gen aufnehmen.

Im zahnärztlichen Bereich ist 
dahingehend bislang noch keine 
Initiative entwickelt worden. Ein 
explizites Fernbehandlungsverbot 
des Zahnarztes – wie früher auf 
ärztlicher Seite – ist in der Muster-
berufsordnung der Bundeszahn-
ärztekammer gar nicht enthalten. 
Der Grund dafür ist vermutlich, 
dass man sich lange Zeit eine Zahn-
arztfernbehandlung kaum vorstel-
len konnte. Die Fortschritte bei 
Kommunikationsmedien und 
Dentaltechnik lassen jedoch be-
reits jetzt revolutionäre Entwick-
lungen auch in der Zahnmedizin 
erkennen. In der juristischen Lite-
ratur wird ein Fernbehandlungs-
verbot oft in Paragraf 9 Absatz 1 der 

Musterberufsordnung gesehen. 
Danach ist die Berufsausübung an 
einen Praxissitz gebunden. Eine 
solche Auslegung dürfte aber 
durch den Bewusstseinswandel, 
der nach der Änderung der ärztli-
chen Berufsordnung eingetreten 
ist, in Zukunft berechtigten Zwei-
feln unterliegen. Dies gilt zumal 
auch deswegen, da diese Bindung 
an den Praxissitz in der ärztlichen 
Berufsordnung ebenfalls als eige-
ne Vorschrift enthalten ist und ins-
besondere die ärztliche Tätigkeit 
im „Umherziehen“ verhindern soll.

Regress bei  
Fernverordnungen

Dass es mit der Änderung oder 
Klarstellung des (zahn)ärztlichen 
Berufsrechts allein nicht getan ist, 
zeigt ein aktuelles Urteil des Sozi-

algerichts München vom 15. Mai 
2018 (Az.: S 28 KA 367/17):

Ein praktischer Arzt hatte zur 
Lasten der GKV die Arzneimittel 
Strodival und Strodival mir verord-
net. Dabei handelt es sich um ein 
verschreibungspflichtiges Herz-
glykosid. Die Verordnung erfolgte 
gegenüber Patienten, die sich weit 
entfernt vom Vertragsarztsitz des 
Klägers befanden. Ein persönlicher 
Kontakt fand nicht statt, die Pati-
enten erfuhren von dem Arzt vor-
wiegend über dessen Homepage 
oder durch Empfehlungen. Der 
Arzt rechnete dabei die Ziffern 
01430 und 01435 EBM – des ärzt-
lichen Pendants zum Bema – ab,  
die jeweils keinen persönlichen 
Arzt-Patienten-Kontakt vorausset-
zen. Es handelte sich um Patienten 
mit schweren Herzkrankheiten 
(ausgeprägte Herzinsuffizienz und 
Linksherzinsuffizienz). Nach Aus-
sage des Arztes kämen viele Pati-
enten zwar zu ihm persönlich; 
schwerkranke, blinde, behinderte 
und arme Patienten könnten je-
doch nicht persönlich erscheinen. 
Hier verlange er die Vorlage ärztli-
cher Befunde.

Bundesmantelvertrag  
der Ärzte verhindert 
 Fernbehandlung

Der BKK-Landesverband regres-
sierte die Verordnungen des Arz-
tes – und das Sozialgericht gab ihm 
recht. Das Bemerkenswerte an die-
ser Entscheidung ist, dass sich das 
Sozialgericht München nicht nur 
auf den damals noch gültigen Pa-
ragraf 7 Absatz 4 der Berufsord-
nung stützte, sondern auch Para-
graf 15 Absatz 2 des Bundesmantel-
vertrags-Ärzte (BMV-Ä) heranzog. 
Dieser lautet: „Verordnungen dür-
fen vom Vertragsarzt nur ausge-
stellt werden, wenn er sich persön-
lich von dem Krankheitszustand 
des Patienten überzeugt hat oder 
wenn ihm der Zustand aus der lau-
fenden Behandlung bekannt ist. 
Hiervon darf nur in begründeten 
Ausnahmefällen abgewichen wer-
den.“ Telefonat oder Kenntnis von 
Arztbriefen genügten nicht, um 
sich ein umfassendes Bild vom 
Krankheitszustand des Patienten 
zu machen, so das Sozialgericht.

Fazit: Die Gesetz- und 
Normgeber müssen handeln

Der öffentliche Eindruck, dass das 
Fernbehandlungsverbot komplett 
gefallen sei, trügt. Auch wenn es 
aus den Berufsordnungen ver-
schwindet, halten andere Normen, 
etwa des Vertragsarztrechts, daran 
fest. Dies ist deswegen so bedeu-
tend, da 90 Prozent der Patienten 
gesetzlich versichert sind. Dies 
kann zudem ebenso für Allgemei-
ne Versicherungsbedingungen in 
der PKV gelten.

Auch wenn eine vergleichbare 
Regelung wie Paragraf 15 Absatz 2 
BMV-Ä im BMV-Z fehlt, so sind die 
Normgeber im ärztlichen und im 
zahnärztlichen Bereich aufgerufen, 
die entsprechenden Vorschriften 
so zu gestalten, dass eine Möglich-
keit zur Nutzung des technischen 
und digitalen Fortschritts zum Woh-
le des Patienten möglich ist und 
nicht an Abrechnungshindernissen 
scheitert oder zu langwierigen Ge-
richtsprozessen führt. Weitgehend 
unbekannt ist zudem, dass Para-
graf 9 des Heilmittelwerbegesetzes 
(HWG) die Werbung für Fernbe-
handlungen gesetzlich verbietet.

Die Vorschriften der zahnärztli-
chen Berufsordnungen bieten den 
Zahnärzten zudem weit weniger 
Rechtssicherheit als den Human-
medizinern. Die Kammern sollten 
hier eine Klarstellung ähnlich der 
ärztlichen Musterberufsordnung 
vornehmen.
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